
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 12. Januar 2016  

 
 Nr. 2016/12  

Änderung der Verordnung über die polizeiliche Datenerhebung, -bearbeitung und 
-speicherung (PolDaVO); 
Inkraftsetzen 
  

1. Erwägungen 

Mit Beschluss vom 2. November 2015 (RRB Nr. 2015/1723) hat der Regierungsrat die Änderung 
der Verordnung über die polizeiliche Datenerhebung, -bearbeitung und -speicherung vom 
1. April 2003 (PolDaVO; BGS 511.13) beschlossen. Die Änderung untersteht dem Einspruchsrecht 
des Kantonsrates. 

Die Einspruchsfrist ist am 4. Januar 2016 unbenutzt abgelaufen. Die Änderung der Verordnung 
über die polizeiliche Datenerhebung, -bearbeitung und -speicherung (PolDaVO) wird rückwir-
kend per 1. Januar 2016 in Kraft gesetzt. 

2. Beschluss 

Die Änderung der Verordnung über die polizeiliche Datenerhebung, -bearbeitung und  
-speicherung vom 1. April 2003 (PolDaVO) wird rückwirkend per 1. Januar 2016 in Kraft gesetzt. 
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